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Es wäre eine Revolution in der
Schweizer Politik. Der Revolu­
tionsführer: Beat Rieder, Mitte-
Ständerat aus dem Wallis. Sein
Plan: Nationalrätinnen und
Ständeräte sollen keine bezahlten
Mandate mehr annehmen von
Verbänden und Firmen, die von
den Entscheiden ihrer Kommis­
sionen betroffen sind. Mit an­
deren Worten: Rieder will das
viel kritisierte «Parlamentarier-
Shopping» unterbinden.

Der Begriff bedeutet, dass
Lobbyverbände und Firmen die
MitgliederwichtigerParlaments­
kommissionenmit gut bezahlten
Mandaten an sich binden. Der
Begriff ist aber auch so zu ver­
stehen, dass die Parlamentarier
für sich selber attraktive Neben­
jobs «shoppen».

In den Gesundheitskommis­
sionen ist dieses Phänomen
am ausgeprägtesten. Viele der
dort einsitzendenParlamentarier
sind über bezahlte Mandate mit

Interessengruppen verbandelt –
etwa mit Krankenkassen, Spitä­
lern,Pharmafirmen,Apothekern,
Ärzte- oder Spitex-Verbänden.

Nur noch drei Ausnahmen
Nur zwei Beispiele unter vielen:
ErichEttlin (DieMitte) istVerwal­
tungsrat der Krankenkasse CSS,
Josef Dittli (FDP) hat von Ignazio
Cassis das feudal entlöhnte Prä­
sidium des Krankenkassenver­
bands Curafutura geerbt.

Rieder will das verbieten. In
seiner parlamentarischen Ini­
tiative, die er 2019 einreichte,
sind nur noch drei Ausnahmen
vorgesehen.Erstens fürMandate,
die die Parlamentarier bereits vor
ihrem Eintritt in die Kommis­
sion hatten; zweitens für
Mandate, die sie hauptberuflich
ausüben, etwa das Präsidium
eines grossen Verbandes; drit­
tens für Mandate, die nur mit
wenigen Tausend Franken ent­
schädigt werden.

Zunächst feierte Rieder mit
diesem Plan einen fast schon
spektakulären Erfolg: Im August
2019 stimmte die Staatspolitische
Kommission (SPK) des Ständerats
im Grundsatz zu, kurz darauf
auch die Nationalratskommis­
sion.Damitwar fürdie ständerät­
liche SPK der Weg frei, einen
konkreten Gesetzestext auszu­
arbeiten. Am Donnerstag hätte
dieser Entwurf vom Plenum
beratenwerden sollen.

Hätte sollen.Dennanstatt dem
Rat ein solchesGesetzvorzulegen,

beantragt dieMehrheit derKom­
missiondenVerzicht darauf. 2019
war die Kommission noch mit
7 zu 2 Stimmen für Rieders Idee,
jetzt ist sie mit 6 zu 2 Stimmen
dagegen. Die einzigen Ja-Stim­
men stammenvon LisaMazzone
(Grüne) und Hans Stöckli (SP);
selbst ihre Parteikollegen
Mathias Zopfi (Grüne) und
Daniel Jositsch (SP) sinddagegen.
So hat RiedersVorstoss praktisch
keine Chance mehr.

Eine Teilerklärung für die
Kehrtwende ist die starke Erneu­
erung der SPK: 10 ihrer 13 Mit­
glieder sind neu dabei.Nicht neu
ist StefanEngler (DieMitte).Doch
auch er lehnt dasAnti-Filz-Gesetz
jetzt ab,nachdemer in der ersten
Phase noch dafürwar.

«Eigentlich teile ich das An­
liegenvonBeatRiederweiterhin»,
sagt Engler. Aber bei der Dis­
kussion eines konkreten Ge­
setzestextes hätten sich viele
Umsetzungsprobleme offenbart.

Darum sei es sinnvoll, die Idee in
dieser Form nicht weiterzu­
verfolgen – «auch um denMiliz­
charakter unseres Systems nicht
zu gefährden».

Widerstand sogar von links
DieKommissionsmehrheit beruft
sich auf drei «Auslegungs- und
Anwendungsschwierigkeiten».
Erstenswäre es schwierig,haupt­
berufliche Tätigkeiten von an­
deren Mandaten zu unter­
scheiden. Zweitens gäbe es zu
viele Möglichkeiten, die neue
Regelung«zuumgehen».Drittens
bringt die SPK «verfassungs­
rechtliche Einwände» vor: Die
neue Regelung würde die Rats­
mitglieder ungleich behandeln.

AuchMathiasZopfi (Grüne,GL)
überzeugten solche Argumente.
«Falls die Parlamentarier das
neue Gesetz umgehen würden,
indem sie sich bei einer Lobby
gleich fest anstellen liessen,wäre
das noch problematischer.»

Mathias Zopfis Parteikollegin Lisa
Mazzone ist anderer Meinung:
«WennMitgliederdes Ständerats
selber vor der Umgehung eines
solchen Gesetzeswarnen, ist das
entlarvend.» Aus ihrer Sicht ist
Rieders Vorschlag moderat. «Er
würde nur die offensichtlichsten
Fälle verbieten.»

Auch Beat Rieder selber, nicht
Mitglied der SPK, lässt sich nicht
beirren. Umstimmen könnten
ihn nur berechtigte verfassungs­
rechtliche Einwände, sagt er.
Doch im vorliegenden Fall
dienten sie «nur als Ausflucht».
Die SPK habe die Verfassungs­
mässigkeit nicht einmal beim
Bundesamt für Justiz abklären
lassen.

Am Donnerstag kann Rieder
seinen Plan im Plenum noch
einmal verteidigen. Falls die
Mehrheit dagegen stimmt, ist die
Revolution definitiv gescheitert.

Markus Häfliger

Anti-Filz-Gesetz vor dem Absturz
Lobbying im Parlament Eine Ständeratskommission wollte das «Parlamentarier-Shopping» verbieten. Jetzt macht sie eine Kehrtwende.

Verlangt strengere Regelung:
Beat Rieder. Foto: Raphael Moser

Philippe Reichen
und Beni Gafner

Personalsachbearbeiter im Be­
rufsalltag,Pflegefachmann in der
Pandemie. Dem St. Galler Adrian
Egli bereitet der Rollentausch
keinerlei Probleme. ImNovember
hat er in Airolo im Tessin die
Rekrutenschule als Sanitäter
beendet. Seit Montag impft der
Durchdiener als einer von sechs
Sanitätssoldaten Jurassierinnen
und Jurassier im Impfzentrum
von Delémont.Mehrere Dutzend
Impfdosen sind es pro Tag.

Routiniert betreut der St. Gal­
ler ein Ehepaar, das sich für eine
Boosterimpfung parat macht. Er
habe da noch zwei, drei kleine
Fragen, sagt Adrian Egli.
«Mussten Sie nach den ersten
zwei Dosen zumHausarzt?»,will
er wissen. Kopfschütteln beim
Paar. Er habe sich nach der
zweiten Dosis ein wenig müde
gefühlt, daswars, sagt derMann.
Rasch erreicht Egli die letzte
Frage. «Wollen Sie sich impfen
lassen?», erkundigt er sich. Das
Ehepaar lächelt verschmitzt, als
müsste es sich ein weiteres Mal
ein eheliches Jawort geben.

«Stich fast nicht gespürt»
Dann geht alles ganz schnell.
Zwischen Desinfektion, Spritze
und Pflaster vergehen kaum
30 Sekunden. Das Ehepaar ist
zufrieden. «Ich habe den
Stich fast nicht gespürt», lobt
die Frau den Soldaten beim
Verlassen des Impfabteils.

«Impfen und Infusionen
setzen haben wir in der Rekru­
tenschule noch undnoch geübt»,
sagt Adrian Egli. Dazu gehörte
auch das Aufziehen des Impf­
stoffs in Spritzen. Darum
kümmern sich Eglis Kollegen in
einem Hinterzimmer. Geplant
war, dass Egli seine Zeit als
Durchdiener imMilitärverbringt
und damit alle Wiederholungs­
kurse gleich anschliessend an
die Rekrutenschule absolviert.
Letzte Woche wurde er aber
kurzerhand zum zivilen Einsatz
in den Jura beordert, weil der

Kanton die Personalressourcen
nicht aufbringen kann, die
Bevölkerung zu boostern. Am
Freitag hätten ihn Pflegefach­
frauen im Impfzentrum von
Courtételle in die jurassische
Impfpraxis eingeführt, sagt Egli.
Sich daran zu gewöhnen, sei
kein Problem gewesen.

Auf die Armee angewiesen
Nur eine Sache habe ihn nervös
gemacht, gesteht er. Er habe vor
sechs Jahren zum letzten Mal
Französisch gesprochen. Aber
nun merke er, auch die Sprache
sei kein Problem, und er
schwärmt,die Jurassierinnenund

Jurassier sprächen hervorragend
Deutsch.

Der jurassische Gesundheits­
direktor Jacques Gerber (FDP)
ist erleichtert, dass die Armee
seinem Kanton hilft. Er signali­
siert: Ohne die Unterstützung
wäre der Jura in der fünftenWelle
ziemlich verloren. ZumBoostern
betreibe man zurzeit vier Impf­
zentren, habe aber unmöglich
genügend Fachpersonal. «Wir
sind nicht Basel oder Lausanne
mit eigenen Ausbildungsstätten
fürs Gesundheitspersonal», stellt
der FDP-Politiker klar. Zwar
werde im Jura auch in den
Apotheken geimpft, und das sei

sehrwichtig, aber die Apotheker
hätten auch andere Aufgaben,
so Gerber. Eine Kapazität von
450 Impfungen pro Tag, wie im
Impfzentrum in Delémont, sei
für die Pharmazeuten schlicht
nicht machbar.

Im Jura ist auch das kantonale
Spital unterDruck.Covid-Patien­
tinnenund -Patientenbelegen im
Kantonsspital zurzeit vier von
sechs IPS-Betten. 23 weitere
brauchen ebenfalls Spitalpflege.
Um die Spitäler zu entlasten, er­
wartet Gerber am kommenden
Montag 22 zusätzliche Sanitäts­
soldaten. Diese dürften in der
sogenannten Grundpflege direkt

an Covid-Patienten zum Einsatz
kommen und auch in der IPS-
AbteilungHand anlegen.DieDis­
kussionen laufen. Die Armee­
ausbildung genügt jedenfalls,
um IPS-Patienten umlagern
oder Messinstrumente über­
wachen zu können.

AuchHandwerker impfen
Zurzeitwerden84Armeeangehö­
rige in vier Westschweizer Kan­
tonen eingesetzt.Nebendem Jura
sind diesWallis, Neuenburg und
Freiburg. Darüber informierte
BrigadierRaynaldDroz,Stabschef
Kommando Operationen bei der
SchweizerArmee,gesternvorden
Medien im Bundeshaus. Die
84 militärischen Helfenden ge­
nügten,umdie aktuellenBedürf­
nisse nach militärischer Unter­
stützung abzudecken, so Droz.

Dabei handelt es sich aus­
schliesslich um Durchdienende
der Sanität, zu denen auch
Adrian Egli gehört. Durchdiener
leistendenArmeedienst an einem
Stück – vom ersten Tag der
Rekrutenschule bis zur Ent­
lassung nach erfüllter Dienst­
pflicht. Sie sind im Durchschnitt
21 Jahre jung, studierennochoder
haben ganz verschiedene Berufe
erlernt: handwerkliche und teils
auch Gesundheitsberufe.

Gemäss Brigadier Droz haben
wegen der Hilferufe aus den
Kantonen 300Armeeangehörige
von sich aus angeboten, ebenfalls
Dienst zu leisten. Droz rechnet
offenbar damit, dass er für künf­
tige Einsätze, vor allem in der
Romandie, deutlich mehr als
die 300 Freiwilligen brauchen
wird. «Wenn sich die Situation
verschlimmert, sind wir darauf
vorbereitet, auch Sanitätstruppen
einzusetzen», sagt Droz.

Soldat Eglis Zeit als Durch­
diener endet im April. Dann will
er definitiv ins zivile Leben
zurückkehren. Sein Einsatz zu­
gunsten der Jurassier bezeichnet
er als «sehr speziell für einen
Soldaten wie mich». Die Leute
seien «sympathisch,dankbarund
fröhlich nach der Impfung», sagt
er. Das mache ihn glücklich.

«Impfen und
Infusionen setzen
habenwir in
der Rekrutenschule
noch und
noch geübt.»

Adrian Egli, Sanitätssoldat

Jetzt boostern Soldaten die Jurassier
Armee im Pandemie-Einsatz Sanitätssoldaten helfen in der Westschweiz beim Impfen und bei der Pflege von Covid-Patienten.
Ihre Hilfe stellt eine erhebliche Entlastung dar und ist hochwillkommen, wie ein Augenschein im Jura zeigt.

Impfzentrum Delémont gestern: Durchdienersoldat Adrian Egli verabreicht eine Spritze. Foto: Georgios Kefalas (Keystone)
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Edgar Schuler

Eigentlich stabilisieren sich die
Ansteckungs- und Hospitalisie-
rungszahlen in derSchweiz.Aber
in einer Bevölkerungsgruppe
steigen die Fälle steil an: bei
Kindern und Jugendlichen. Das
machte eine Grafik deutlich, die
Virginie Masserey vom Bundes-
amt fürGesundheit (BAG) gestern
denMedien zeigte. Insbesondere
bei denSchulkindern imAltervon
6bis 11 Jahren sinddie Fälle in den
letzten Wochen explodiert. Für
Masserey ist klar: «Die epidemio-
logischeEntwicklung ist ziemlich
unsicher und beunruhigend.»

Die Botschaft kommt zu
nehmend bei den Kantonsregie-
rungen an. Sie scheuen vor dem
Tabu Schulschliessungen nicht
länger zurück – auch wenn sie
dafür harmlose Wörter wählen,
wie «vorgezogene Weihnachts
ferien». Nach dem Aargau hat
gestern auch der Kanton Bern
beschlossen, den Unterricht eine
Woche früher als geplant aus
zusetzen. Die Weihnachtsferien
beginnen jetzt bereits am kom-
menden Freitag, 17. Dezember,
statt eineWoche später. Im Kan-
ton Zürich ist eine frühere Schul-
schliessung gar nicht nötig: Dort
steht derFreitag längst als letzter
Schultag fest.

Omikronwird die Situation
ab 2022 prägen
Nidwalden hat den Schulstart
nach den Weihnachtsferien auf
den 6. Januar verschoben, drei
Tage später als geplant. Die Ob-
waldnerGemeinde Sachseln geht
nochweiter undwird den Schul-
betrieb schon am Donnerstag
weitgehend einstellen.Die Schule
habe das Infektionsgeschehen
trotz derbisherigen Schutzmass-
nahmennicht unterKontrolle ge-
bracht, seit mehreren Wochen
nehme ein beachtlicher Teil der
SchülerinnenundSchülerbereits
nichtmehramPräsenzunterricht
teil, sagt die Schulleitung.

Die ungünstige Entwicklung
an vielen Schweizer Schulen ist
noch auf die Delta-Variante des
Coronavirus zurückzuführen.

Jetzt kommt ein neues Problem
dazu: «Omikron breitet sich noch
schneller aus als Delta», sagte
Taskforce-Präsidentin Tanja
Stadler an derMedienkonferenz.
Die neueVariantewerde die Epi-
demie in der Schweiz ab Anfang
2022 prägen. Sie werde das
Gesundheitssystem auch dann
belasten,wenn sie sich als harm-
loser erweise als Delta. Dafür
sorgt die schiere Anzahl von
Ansteckungen bei der grösseren
Übertragbarkeit.

Christoph Berger, Präsident
der Impfkommission, erläuterte
die längst erwartete Impfempfeh-
lung für Kinder unter 12 Jahren.
Sie fällt zurückhaltend aus: Ex-
plizit empfohlen ist die Impfung
nur Kindern mit Vorerkran

kungen oder solchen, die mit
Risikopersonen in einem Haus-
halt leben. AberBerger fügte doch
noch an: «Alle Eltern, die ihre
Kinder impfen lassen wollen,
können dies bald tun.» Der Start
erfolgt voraussichtlich im Januar.
Zunächst muss noch der eigens
fürKinder aufbereitete Impfstoff
des Herstellers Pfizer/Biontech
in der Schweiz ankommen. Das
ist laut BAGAnfang 2022 derFall.

Rui Biagini von der Elternini-
tiative Protect the Kids ist ent-
täuscht: «Die Impfung kommt zu
spät – denn Omikron ist schon
da.» Biagini versteht nicht, wa
rum der Bund auf die eigens für
Kinder portionierten Impfdosen
des Pfizer/Biontech-Impfstoffs
wartet: «Man könnte den Er-
wachsenen-Impfstoff verimpfen,
einfach in der angepassten
kleineren Dosierung.»

Lehrerverbände sehen das
Schulsystem «amAnschlag»
Angesichts der Situation an den
Schulenundderzögerlich einset-
zendenKinderimpfungverlangen
die Schweizer Lehrerinnen und
Lehrer, dass der Bund in den
Schulen einheitliche Massnah-
mendurchsetzt.Die Lehrerdach-
verbände sehen das «Schul
system am Anschlag» und wün-
schen CO2-Sensoren, Luftfilter
oder Lüftungen, repetitive Rei-
hentests an allen Schultagen und
das Tragen von Masken, wo dies
epidemiologisch sinnvoll ist.

Bei Personen,dievon einerAn-
steckung genesen sind, fallen
PCR-Tests trotz überstandener
Infektion oft noch wochenlang
positivaus.Das stellt Reisendevor
Probleme, denn seit dem 4. De-
zember muss bei der Einreise in
die Schweiz ein negativer PCR-
Test vorgezeigt werden.

Gestern hat nun aber das BAG
die Fluggesellschaften informiert,
dass Personen trotz positivem
PCR-Test zum Boarding zuge
lassen werden können, wenn sie
über eine ärztliche Bestätigung
als Genesene verfügen sowie
über einen negativen Antigen-
Schnelltest, der nicht älter als
24 Stunden ist.

Jetzt gehen die ersten Schulen zu
Covid eskaliert bei Kindern Angesichts rasant steigender Fallzahlen ziehen Kantone und Gemeinden die
Weihnachtsferien vor. Die Impfkommission gibt grünes Licht für die Impfung von Kindern unter 12 Jahren.

Am Freitag ist in den Kantonen Bern und Aargau bereits Schluss mit Unterricht. Foto: Marco Zangger

Pandemie Bei Personen, die von
einer Covid-Ansteckung ge
nesen sind, fallen PCR-Tests
trotz überstandener Infektion
oft nochwochenlang positiv aus.
Das stellt Reisende vor Pro
bleme, denn seit dem 4. De
zember muss bei der Einreise
in die Schweiz ein negativer
PCR-Test vorgezeigt werden.
Nun hat das Bundesamt für
Gesundheit (BAG) eine Lösung.

Virginie Masserey, die Lei
terin der Sektion Infektions
kontrolle beimBAG, erklärte ges-
tern Dienstag vor den Medien,
das BAG habe die Fluggesell-
schaften darüber informiert,
dass Personen trotz positivem
PCR-Test zum Boarding zuge
lassen werden könnten, wenn
sie über ein ärztliche Bestätigung
als Genesene verfügten sowie
darüber hinaus einen negativen
Antigen-Schnelltest vorweisen
könnten, der nicht älter als
24 Stunden sei. (sda)

Bundesamt löst
Reiseproblem
von Genesenen

Am Freitag entscheidet der Bun-
desrat übereineweitereVerschär-
fung der Corona-Massnahmen.
ZurDiskussion stehen zweiVari-
anten: Künftig erhalten nurnoch
Geimpfte und Genesene Zugang
zu Innenräumen, in denen aktuell
die 3-G-Regel gilt. Zusätzlich zur
2-G-Vorschrift soll eineTest- oder
Maskenpflicht gelten.Die zweite,
schärfereVariante sieht ebenfalls
die 2-G-Regel vor, jedoch sollen
Innenbereiche von Restaurants,
Fitnesscentern, Discos und Bars
geschlossen werden, weil dort
entwederkeineMasken getragen
werden können oder eine Sitz-
pflicht zur Konsumation nicht
möglich ist.

Für den Bundesratsentscheid
zeichnet sich die Einführung der
2-G-Regel ab,dievondergrossen
Mehrheit der Kantone begrüsst
wird.Die SchliessungvonRestau-
rants,Discos, Fitnesscentern und
Bars ist fürdie Kantone hingegen

zurzeit kein Thema. Das zeigen
die StellungnahmenderKantone
an die Adresse des Bundesrats.

Uneinig sind sich die Kantone
darüber, ob für verschiedene Be-
reiche die 2-G-plus-Regel gelten
soll. Zürich, Aargau, Solothurn
und Basel-Stadt befürworten die
Auflage zur 2-G-Regel, wonach
sich Geimpfte und Genesene
überall dort testen lassenmüssen,
wokeine Sitz- oderMaskenpflicht
möglich ist. Für Restaurants
würde eine Ausnahme gemacht,
für sie gälte die 2-G-Regel ohne
Testpflicht.DieseAusnahmewird
von allenKantonen begrüsst.Der
Bundesrat begründet die Test-
pflicht für Clubs und Sportein-
richtungen damit, dass Geimpfte
und Genesene ebenfalls zur
Verbreitung des Virus beitragen,
weil auch sie infiziertwerdenund
ansteckend sein können.

DieWaadt, Freiburg sowie die
OstschweizerKantone St.Gallen,

beide Appenzell und Thurgau
sind für die 2-G-Regelung. Von
der zusätzlichen Testpflicht
(2-G plus) oder gar einem Teil-
Lockdown,wie ihnVariante zwei
des Bundesrats vorsieht, wollen
die Waadt, Thurgau und die
beiden Appenzell – zumindest
vorläufig – nichts wissen.

Booster statt Testpflicht?
Zürich,Basel-Stadt unddieWaadt
schlagen alsmöglicheAlternative
zur 2-G-plus-Regel vor, dass
Geimpfte nach dem Booster von
der Testpflicht befreit werden.
Damit würde ein Anreiz für die
Auffrischimpfung geschaffen.
Basel-Stadtweist aberdarauf hin,
dass viele kulturelle Aktivitäten
in Innenräumen auchmit Maske
möglich seien, etwa Chorsingen
oder technische Sportarten.

Ganz ausgeschlossen sind für
einige Kantone selbst Schlies
sungen nicht. Sollte sich die epi-

demiologische Situation wegen
derOmikron-Varianteweiterver-
schlechtern, müssten Schlies
sungen ins Auge gefasst werden,
heisst es im Kanton Solothurn.
Basel-Stadtweist darauf hin,dass
einTeil-LockdownmehrBereiche
als nur Restaurants, Bars, Clubs
und Sportanlagen umfassen
müsste, falls Schliessungen auf-
grund der Entwicklung in den
Spitälern doch nötig würden.

Umstritten ist dieHomeoffice-
Pflicht.Luzern,Aargau,Solothurn
undBasel-Stadt befürworten eine
solche, Zürich und Freiburg leh-
nen sie ab.Zurzeit gilt eine dring-
licheEmpfehlung fürHomeoffice.
Uneinig sind sich die Kantone
auch darüber, ob an den Univer-
sitäten und Hochschulen wieder
der Fernunterricht eingeführt
werden soll. Zürich, Basel-Stadt,
Freiburg und die Waadt lehnen
das ab. Die Fallzahlen an den
Hochschulen seien sehr tief,

schreibt Zürich. Teilschlies
sungen im Hochschulbereich
hätten zudem schwerwiegende
Auswirkungen auf die Ausbil-
dungsverläufe unddie psychische
Gesundheit der Studierenden.

Kritisch sehen die Kantone die
vom Bundesrat vorgeschlagene
Begrenzung privaterTreffen auf
fünf Personen, sobald eine Per-
son dabei ist, die weder geimpft
noch genesen ist. Die Mehrheit
der Kantone drängt auf eine Ab-
schwächung der Vorschrift zur
dringenden Empfehlung. Einige
Kantone verlangen eine Erhö-
hung der zulässigenTeilnehmer-
zahl auf 10. Noch keine
Stellungnahme abgegeben hat
der Kanton Bern. Er beschliesst
seine Vernehmlassungsantwort
am Mittwoch in seiner ordent
lichen Regierungsratssitzung.

Markus Brotschi
und Beni Gafner

Kantone setzenmehrheitlich auf 2-G
Corona-Massnahmen Nur noch Geimpfte und Genesene sollen Zutritt zu Restaurants und Freizeitbetrieben haben.

Führungswechsel Der ZürcherNa-
tionalrat BeatWalti (53) stellt sein
Amt als Chef der freisinnig-libe-
ralen Bundeshausfraktion nach
viereinhalb Jahren perMärz 2022
zur Verfügung. Der Prozess für
seineNachfolgewird gemässMit-
teilung derFraktionAnfang 2022
lanciert.Walti trat Mitte 2017 die
Nachfolge des heutigen Bundes-
rats Ignazio Cassis an– zuerst in-
terimistisch, später ordentlich.

«Der Entschluss, die Frak
tionsleitung in einemgeeigneten
Zeitpunkt in andere Hände zu
geben, ist seit längerem gereift»,
liess sichWalti in einerMitteilung
zitieren. Die Zeit an der Spitze
derBundeshaussektionwarnicht
nurwegen Corona turbulent. Die
FDP-Fraktion musste bei den
Wahlen 2019 einenDämpferhin-
nehmenundverkleinerte sich da-
durch. Nach dem Abgang von
Petra Gössi an der Parteispitze
müssendie Freisinnigennuneine
zweite Schlüsselposition innert
kurzer Zeit neu besetzen. (sda)

FDP-Fraktionschef
BeatWalti gibt Amt
im Frühling ab

Parlamentarische Initiative Damit
mehr ehrenamtlich geführte
Sport- undKulturvereinevonder
Mehrwertsteuer befreit werden
können, hat das Parlament die
massgebliche Umsatzgrenze an-
gehoben.Sie liegt neubei 250’000
statt bei 150’000 Franken. Der
Nationalrat folgte gestern oppo-
sitionslos dem Kompromiss
vorschlag des Ständerats, nach-
dem er letzte Woche noch auf
200’000 Franken beharrt hatte.
Mit der Zustimmung zum Kom-
promiss ist dasGeschäft bereit für
die Schlussabstimmung.

Ins Rollen gebracht hatte die
Idee einer höheren Umsatz-
schwelleNationalratOlivierFeller
(FDP/VD) im Jahr 2017 mit einer
parlamentarischen Initiative.Der
Bundesrat war ursprünglich
gegen die Entlastung. Schliess-
lich gab Finanzminister Ueli
Maurer seine Opposition gegen
die Vorlage aber auf – und stellte
sich hinter den Kompromiss
vorschlag des Ständerats. (sda)

Kleine Vereine von
Mehrwertsteuer
befreit

Kinder und Jugendliche stecken sich am meisten an

Laborbestätigte Fälle vom 29. November bis 5. Dezember
pro 100’000 Einwohner nach Altersklassen.
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